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Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir leben in einer herausfordernden, schnelllebigen und 
hektischen Zeit. Die Nachricht von gestern ist heute bereits 
verblasst und was vor längerer Zeit war, fast schon verges-
sen. Wenn wir zurückschauen und an die ersten Bilder der 
Coronakrise denken, und hier kommen einem die nächt-
lichen Bilder der Militärtransporter aus Bergamo in den 
Sinn, sind diese vielfach schon verdrängt. Dann markierte 
der 24.2.2022 einen neuen Zivilisationsbruch in Europa. 
Russland überfiel an diesem Tag die Ukraine. Dieser Krieg 
entfaltet unmittelbare Wirkungen auch in Deutschland. 
Ein 100 Milliarden-Sondervermögen dient der Stärkung 
der Verteidigungsfähigkeit Deutschlands und der Unter-
stützung der Ukraine. Über 1 Million Ukraineflüchtlinge 
wurden aufgenommen. Es drohte der „kalte Winter“ zur Jah-
reswende 2022/23. Die Heizungsdebatte beherrschte viele 
Wochen die Schlagzeilen. Die unerlaubte Migration nach 
Europa und auch nach Deutschland ist darüber hinaus Dau-
erthema der öffentlichen Debatte. Viele Kommunen fühlen 
sich alleingelassen und überfordert mit der Unterbringung 
und Integration dieser Flüchtlinge. Und nun markiert der 
7.10.2023 einen weiteren Einschnitt auf der Skala der ge-
waltsamen Konfliktlösung. Die islamistische Terror-Orga-
nisation Hamas überfiel Israel, ermordete über 1.200 Men-
schen. Vorwiegend wurden unbeteiligte Zivilisten getötet 
und über 200 Menschen entführt. Seit Wochen begleiten 
uns nun die kaum auszuhaltenden Bilder von flüchtenden 
Menschen im Gaza-Streifen, zerstörten Stadtteilen und 
kämpfenden Soldaten. Die drohende Gefahr eines kriege-
rischen Flächenbrandes ist noch nicht gebannt. Angesichts 
dieses Leides ist das zentrale Thema der Menschheit, die 
Klimakrise und die erforderlichen Maßnahmen der Men-
schen, Unternehmen und Staaten, in den Hintergrund ge-
rückt. 

Und trotz dieser weitreichenden Krisen ist es doch wohl-
tuend zu sehen, dass es in Deutschland möglich ist, grund-
legende Fragen des Strafrechts zu diskutieren, Argumente 
auszubreiten und zu einem vertretbaren und nachvollziehba-
ren Ergebnis zu kommen. Worum geht es? Art. 103 Abs. 3 
Grundgesetz bestimmt, dass niemand wegen derselben Tat 
aufgrund der allgemeinen Strafgesetze mehrmals bestraft 
werden darf. Es geht dabei um das Spannungsverhältnis zwi-
schen Rechtssicherheit und materieller Gerechtigkeit. Das 
Grundgesetz löst dieses Spannungsverhältnis zugunsten der 
Rechtssicherheit.

Aus einem konkreten Anlass heraus entwickelte sich nun 
eine öffentliche Debatte, ob der Aspekt der Rechtssicher-
heit uneingeschränkt zum Tragen kommen darf. Ein vier 
Jahrzehnte alter Mordfall an einer 17-jährigen Frau würde 
heute, im Lichte neuer Erkenntnisse, wohl nicht zum Frei-
spruch des seinerzeitigen Angeklagten führen. Der Vater des 
ermordeten Kindes sammelte 180.000 Unterschriften für 
eine Petition zugunsten einer Lockerung der Vorschrift (vgl. 
Süddt. Zeitung vom 2.11.2023). Der Gesetzgeber nahm die-
se Petition zum Anlass, um nach eingehender Debatte das 
Gesetz zur Herstellung materieller Gerechtigkeit zu erlassen 
(BGBl. I 2021, S. 5252; siehe hierzu DVP 2022, S. 110). 
Eine Wiederaufnahme des Verfahrens sollte damit bei ab-
geschlossenen Verfahren möglich sein, wenn sie schwerste 
Straftaten (z. B. Mord [§ 211 StGB]) zum Gegenstand hat-
ten. Damit nahm der Gesetzgeber für einen eng umgrenzten 
Bereich eine Akzentverschiebung zugunsten der materiellen 
Gerechtigkeit vor.

Auf die eingereichte Verfassungsbeschwerde hat das Bundes-
verfassungsgericht mit Entscheidung vom 31.10.2023 – AZ.: 
2 BvR 900/22 festgestellt, dass das zuvor genannte Gesetz mit 
dem Grundgesetz nicht vereinbar ist (Leitsatz 1). Ausführlich 
begründet das Gericht, gerade auch mit einem umfassenden 
Rückblick auf den historischen Kontext, die Bedeutung die-
ses Grundsatzes für das Verhältnis von Staat und staatlichem 
Gewaltmonopol gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern. 
Sobald über jemanden – in einem aufwendigen Gerichts-
verfahren (einschließlich möglicher Berufungsmöglichkei-
ten)  – ein Urteil gesprochen wurde, genießt diese Person 
sodann Schutz vor weiterer staatlicher Verfolgung in dieser 
Angelegenheit. Der Staat hat sich zurückzunehmen. Zwei 
Richter haben in einem Minderheitsurteil eine abweichende 
Position formuliert. Es ist wohltuend zu sehen, dass mit dem 
Bundesverfassungsgericht eine staatliche Instanz besteht, die 
in aufgewühlten Zeiten, unabhängig von Meinungsumfragen 
den argumentativen Diskurs sucht und ein gewogenes Urteil 
fällt. Das Bundesverfassungsgericht hat erneut seine Funktion 
als Stabilitätsanker bewiesen. 

Wir wünschen Ihnen ein gesegnetes Weihnachtsfest, einen 
guten Übergang ins neue Jahr und vor allen Dingen ein ge-
sundes und gutes Jahr 2024.
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